
Vorwort

Der Vollstreckungsauftrag seitens des Gl!ubigers an den Gerichtsvollzieher ist
Åberwiegend der erste Einstieg in die zwangsweise Beitreibung der titulierten For-
derung. Dies liegt nach der Reform aufgrund des Gesetzes zur Reform der Sach-
aufkl!rung in der Zwangsvollstreckung vom 29.7.2009 (BGBl I 2009, S. 2258),
welches Åberwiegend am 1.1.2013 in Kraft getreten ist, naturgem!ß daran, dass die
VermÇgensauskunft vor die Sachpf!ndung gestellt wurde. Die Zwangsvollstre-
ckung wegen Geldforderungen in kÇrperliche Sachen erfolgt durch Pf!ndung und
Verwertung durch den Gerichtsvollzieher. Auch wenn die MÇglichkeiten der Pf!n-
dung und damit die Pr!senz-Versteigerungen immer weniger werden, werden die
Internet-Versteigerungen immer beliebter.

Aktuell liegt vom Bundesministerium der Justiz und fÅr Verbraucherschutz ein Ent-
wurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Rechts des Pf!ndungsschutzkontos
und zur %nderung von Vorschriften des Pf!ndungsschutzes (Pf!ndungsschutzkon-
to-Fortentwicklungsgesetz – PKoFoG) vor (Bearbeitungsstand 23.3.2020), in dem
auch eine %nderung zu § 811 Abs. 1 Nr. 10 und 10a ZPO vorgesehen ist, die aber
am grunds!tzlichen Pf!ndungsschutz fÅr den Schuldner keine wesentlichen %nde-
rungen bringt.

Die vorliegende BroschÅre will dem Gl!ubiger eine praxisgerechte Hilfestellung
fÅr die Gerichtsvollziehervollstreckung geben. Dazu dienen auch die #bersichten
mit Beispielf!llen aus der gerichtlichen Praxis und einschl!gige Kostenhinweise.
Besonderer Wert wurde hierbei auf Tendenzen in der Rechtsprechung gelegt, die
durch zahlreiche, auch untere instanzgerichtliche Entscheidungen dokumentiert
werden.

Da die Texte der Gerichtsvollziehergesch!ftsanweisung (GVGA) und der Gerichts-
vollzieherordnung (GVO) in der Praxis immer noch wenig bekannt sind, haben Au-
tor und Verlag sich entschlossen, diese Texte – soweit sie bundeseinheitlich sind –
auszugsweise im Anhang abzudrucken.

Dem Verlag gilt mein Dank fÅr die Herausgabe und Betreuung dieses Werkes sowie
der Werke „Forderungspf!ndung“, „Pf!ndung und Vollstreckung im Grundbuch“
und auch „Zwangsversteigerung von Immobilien“.

Kritik und Anregungen aus der Leserschaft werden jederzeit dankbar entgegen-
genommen.

Berlin, im Mai 2020 Udo Hintzen
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§ 1 Mobiliarvollstreckung durch den
Gerichtsvollzieher

A. Einleitung

Sofern der Gl!ubiger nicht aus dem abgeschlossenen Prozessverfahren zur Erlan-
gung des Vollstreckungstitels oder aus sonstigen Informationen Kenntnis von
pf!ndbaren und verwertbaren VermÇgenswerten des Schuldners hat, ist der Voll-
streckungsauftrag an den Gerichtsvollzieher nahezu immer der Einstieg in die
zwangsweise Beitreibung der titulierten Forderung. Leider fÅhrt die Sachpf!ndung
durch den Gerichtsvollzieher in der Praxis nicht immer zu dem gewÅnschten Ergeb-
nis fÅr den Gl!ubiger.

Die Ineffektivit!t der Mobiliarvollstreckung durch den Gerichtsvollzieher zeigte
sich bis zuletzt auch darin, dass der Gl!ubiger erst eine ergebnislose Vollstreckung
durchfÅhren musste, da er regelm!ßig ohne eine Unpf!ndbarkeitsbescheinigung
den Schuldner nicht zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung (§§ 807, 899 ff.
ZPO a.F.) laden lassen konnte.

Eine der wichtigsten Reformen der letzten Jahre war daher das Gesetz zur Reform
der Sachaufkl!rung in der Zwangsvollstreckung vom 29.7.2009 (BGBl I 2009,
S. 2258), welches Åberwiegend am 1.1.2013 in Kraft getreten ist.1 Die Regelungen
zur Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen waren nach Erkenntnissen des
Gesetzgebers in Bezug auf Vollstreckungsziel, Verfahren, verfÅgbare Hilfsmittel
sowie vorgesehene Sanktionen nicht mehr zeitgem!ß. Unzul!nglich waren ins-
besondere die MÇglichkeiten der Informationsgewinnung fÅr den Gl!ubiger, diese
setzten erst nach einem erfolglosen Fahrnispf!ndungsversuch und damit zu sp!t
ein. Zudem waren sie auf Eigenangaben des Schuldners beschr!nkt. Neu geschaf-
fen wurden durch das Reformgesetz insbesondere die §§ 802a bis 802l ZPO mit der
Verpflichtung zur Abgabe einer VermÇgensauskunft des Schuldners vor Beginn
der eigentlichen Vollstreckung. Seitdem steht die Informationsgewinnung am An-
fang und nicht mehr am Ende der Vollstreckung.

Mit der Reform der Sachaufkl!rung in der Zwangsvollstreckung 2013 und mit dem
Gesetz zur DurchfÅhrung der Verordnung (EU) Nr. 655/2014 sowie zur %nderung
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Sachaufkl!rung in der Zwangsvollstreckung, ZAP Fach 14, 649; Dierck/Griedl, Das neue Vollstre-
ckungsmanagement, NJW 2013, 3201; Brunner, Die Reform der Sachaufkl!rung, DGVZ 2014,181;
Gietmann, Ein halbes Jahr Reform der Sachaufkl!rung in der Zwangsvollstreckung, DGVZ
2013,121; Wasserl, Reform der Sachaufkl!rung, DGVZ 2013,61; Mroß, Heiß oder Kalt? Rechts-
sicherheit ist etwas anderes!, DGVZ 2013,41; Mroß, Rechtliche LÇsungen fÅr die Anwendungen
des Gesetzes zur Reform der Sachaufkl!rung in der Zwangsvollstreckung, DGVZ 2013, 69; Harna-
cke, Das neue Recht – Probleme Åber Probleme, DGVZ 2013,1.
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sonstiger zivilprozessualer, grundbuchrechtlicher und vermÇgensrechtlicher Vor-
schriften und zur %nderung der Justizbeitreibungsordnung (EuKoPfVODG) vom
21.11.2016 (BGBl I, S. 2591) wurden auch vÇllig neue Bestandteile eingefÅhrt,
z.B. die mÇgliche Einholung von DrittauskÅnften und Adressermittlung des
Schuldners.

Neue/alte Verfahrensbestandteile nach der Reform sind:
nn HerbeifÅhrung einer gÅtlichen Erledigung,
nn Einholung VermÇgensauskunft (frÅhere EV),
nn Einholung DrittauskÅnfte,
nn Pf!ndung und Verwertung kÇrperlicher Sachen,
nn Vorpf!ndung § 845 ZPO,
nn stets auf Antrag mÇglich: Ermittlung Anschrift/Sitz aus
nn Einwohnermelderegister,
nn Gewerbemelderegister,
nn Ausl!nder-Zentralregister,
nn gesetzlicher Rentenversicherung,
nn Kfz-Bundesamt,
nn Einsicht in diverse handels- und vereinsrechtliche Register.

B. Informationsbeschaffung

I. Vor der Vollstreckung

Vor Einleitung konkreter Zwangsvollstreckungsmaßnahmen sollte der Gl!ubiger
auch an andere MÇglichkeiten denken, die Anschrift, den Arbeitgeber oder Ver-
mÇgenswerte des Schuldners zu erfahren. Um sich ein Bild Åber die Einkommens-
und VermÇgensverh!ltnisse des Schuldners zu machen, kann der Inhalt eines
VermÇgensverzeichnisses zur Abgabe der VermÇgensauskunft zur Hilfe genommen
werden:
nn Wovon lebt der Schuldner? (Arbeitgeber, ArbeitslosenunterstÅtzung, Sozialleis-

tungen, Krankengeld, Rentner, Selbstst!ndig, Auftraggeber),
nn Bankverbindung (Sparguthaben, Wertpapierdepot, Bankschließfach),
nn KapitaleinkÅnfte,
nn Grundbesitz (Haus, Eigentumswohnung, Erbbaurecht),
nn Miet- oder PachteinkÅnfte,
nn Wertvolle Sammlungen (MÅnz-, Uhren-, Briefmarkensammlung),
nn Pkw, Motorrad, Wohnmobil, Fahrrad,
nn Mitglied in einer Genossenschaft, Verein,
nn Gesellschafter in einer GmbH, KG, OHG oder UG,
nn Lebensversicherung,
nn Bausparvertrag.

Mobiliarvollstreckung durch den Gerichtsvollzieher
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Kommt bereits die Zustellung des Vollstreckungstitels bzw. der Vollstreckungsauf-
trag mit dem Bemerken zurÅck, der Schuldner sei unbekannt verzogen oder g!nz-
lich unbekannt, wird der Gl!ubiger zun!chst beim Einwohnermeldeamt nachfra-
gen. Hat der Schuldner z.B. den Namen ge!ndert, was viele Schuldner nach
Inkrafttreten des Familiennamensrechtsgesetzes (FamNamRG vom 16.12.1993,
BGBl I, S. 2054 insbes. die #bergangsregelung Art. 7, wonach binnen eines Jahres
nach Inkrafttreten der Name durch Erkl!rung gegenÅber dem Standesbeamten je-
derzeit ge!ndert werden konnte; das Gesetz galt bis zum 29.11.2007) in Anspruch
genommen haben, muss der Gl!ubiger nicht immer vom Standesamt eine beglau-
bigte Abschrift aus dem Familienbuch beantragen, er kann auch beim Einwohner-
meldeamt eine erweiterte Meldeauskunft beantragen, die als Nachweisurkunde
ausreicht.2

Eine weitere MÇglichkeit ist die Nachfrage bei der Post oder anderen Dienstleis-
tern, ob ein Nachsendeauftrag vorliegt. Manchmal helfen sogar ein Blick ins amtli-
che Telefonbuch (auch online) und ein sich anschließender Testanruf, da einige
Schuldner sich nur zum Schein beim Einwohnermeldeamt abmelden. Hilfreich ist
auch eine Suche Åber Internetanbieter, die jeweils Åber Telefonangaben bzw. ent-
sprechende Suchmaschinen verfÅgen. Gleiches gilt fÅr eine Suche in Foren oder
Netzwerken, z.B. facebook, Xing oder LinkedIn.

Bei einem Schuldner, der mit dem Gl!ubiger in nachbarrechtlicher Beziehung
steht, sollte bei dem Hausnachbarn oder den WohnungseigentÅmern in derselben
Wohnungsgemeinschaft bzw. dem Wohnungseigentumsverwalter nachgefragt
werden. Auch der Hausmeister ist zu befragen.3 Zur Feststellung der persÇnlichen
oder gewerblichen Anschrift empfiehlt sich eine Anfrage bei dem Gewerbemelde-
amt, der IHK oder der Handwerkskammer. Weitere Erkenntnisse kann der Gl!u-
biger auch durch Anfragen bei bundesweit t!tigen grÇßeren Auskunfteien erlan-
gen, die fÅr durchaus angemessene Pauschalen Ermittlungen durchfÅhren.4

B. Informationsbeschaffung § 1
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2 LG Braunschweig v. 8.11.1994 – 8 T 459/94, Rpfleger 1995, 306.
3 LG LÅbeck v. 14.1.1997 – 7 T 4/97, DGVZ 1997, 140; AG Westerburg v. 19.6.1997 – 12 M

1733/96, DGVZ 1998, 79.
4 Achtung: Kostenerstattung nur in HÇhe der Åblichen RA-Kosten; hierzu AG Bad Hersfeld v.

26.4.1993 – 5 M 128/93, DGVZ 1993, 116; zu vorprozessualen Detekteikosten: OLG Frankfurt v.
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26.11.1985 – 82 T 437/85, Rpfleger 1986, 107 und LG Berlin v. 23.5.1984 – 82 T 84/84, JurBÅro
1985, 628.
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Durch Anfragen beim Insolvenzgericht, Handelsregister (auch www.handels-
register.de oder www.unternehmensregister.de), Vereinsregister oder Grundbuch-
amt kÇnnen sich ebenfalls wertvolle Erkenntnisse ergeben.

Sinnvoll ist oft eine Vorabanfrage beim zentralen Vollstreckungsgericht, §§ 802k,
882b ZPO (Auskunft aus dem Schuldnerverzeichnis, § 882f ZPO). Die Auskunft
bezieht sich auf die Tatsachen, die nach § 882b Abs. 2 und 3 ZPO im Schuldnerver-
zeichnis eingetragen werden. Die Einsicht in das Schuldnerverzeichnis ist jedem
gestattet, der darlegt, Angaben zu benÇtigen:
nn fÅr Zwecke der Zwangsvollstreckung,
nn um gesetzliche Pflichten zur PrÅfung der wirtschaftlichen Zuverl!ssigkeit zu er-

fÅllen,
nn um Voraussetzungen fÅr die Gew!hrung von Çffentlichen Leistungen zu prÅfen,
nn um wirtschaftliche Nachteile abzuwenden, die daraus entstehen kÇnnen, dass

Schuldner ihren Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommen,
nn fÅr Zwecke der Strafverfolgung und der Strafvollstreckung,
nn zur Auskunft Åber ihn selbst betreffende Eintragungen.

Die Informationen dÅrfen nur fÅr den Zweck verwendet werden, fÅr den sie Åber-
mittelt worden sind. Sie sind nach Zweckerreichung zu lÇschen. NichtÇffentliche
Stellen sind darauf bei der #bermittlung hinzuweisen.

Nach § 882f Abs. 2 ZPO gilt weiter, dass das Recht auf Einsichtnahme durch Dritte
sich nicht auf Angaben nach § 882b Abs. 2 Nr. 3 ZPO erstreckt, wenn glaubhaft ge-
macht wird, dass zugunsten des Schuldners eine Auskunftssperre gem!ß § 51 des
Bundesmeldegesetzes eingetragen oder ein bedingter Sperrvermerk gem!ß § 52 des
Bundesmeldegesetzes eingerichtet wurde.5 Der Schuldner hat das Bestehen einer
solchen Auskunftssperre oder eines solchen Sperrvermerks gegenÅber dem Ge-
richtsvollzieher glaubhaft zu machen.

II. W!hrend der Vollstreckung

1. Fragerecht

Durch das Rechtspflege-Vereinfachungsgesetz vom 17.12.1990 (BGBl I, S. 2847)
ist die Vorschrift Åber die Mitteilung an den Gl!ubiger und die Befragung des
Schuldners durch den Gerichtsvollzieher in das Gesetz eingefÅgt worden (§ 806a
ZPO). Die Vorschrift findet in der Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen
Anwendung, auch bei der Sicherungsvollstreckung (§ 720a ZPO) oder der Arrest-
vollziehung (§ 930 ZPO).6
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5 VG MÅnchen v. 15.12.2016 – M 22 K 15.2519, juris.
6 Musielak/Voit/Becker, ZPO, § 806a Rn 1; hierzu auch Krauthausen, Die Befragung und Mitteilung

gem. § 806a ZPO, DGVZ 1995, 68.
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Trifft der Gerichtsvollzieher den Schuldner selbst an, muss er diesen Åber Geldfor-
derungen gegen Dritte befragen und die Namen und Anschriften der Drittschuldner
sowie den Grund der Forderungen und die fÅr diese bestehenden Sicherheiten dem
Gl!ubiger mitteilen. Gleiches gilt, wenn er den Schuldner nicht antrifft, aber durch
Einsicht in SchriftstÅcke Kenntnis von solchen Geldforderungen erlangt (§ 806a
Abs. 1 ZPO). Kenntnisse Åber Geldforderungen des Schuldners an Dritte hat der
Gerichtsvollzieher dem Gl!ubiger auch dann mitzuteilen, wenn sie offenkundig
oder ihm aus einer vorhergehenden Vollstreckung bekannt sind. Voraussetzung fÅr
die Mitteilung an den Gl!ubiger ist lediglich die Erfolglosigkeit der Mobiliarvoll-
streckung.7

Trifft der Gerichtsvollzieher den Schuldner bei der Vollstreckung selbst nicht an,
und wird die Sachpf!ndung ganz oder teilweise erfolglos bleiben, so kann der Ge-
richtsvollzieher auch die zum Hausstand des Schuldners gehÇrenden erwachsenen
Personen nach dem Arbeitgeber des Schuldners befragen (§ 806a Abs. 2 S. 1 ZPO).
Auch wenn es sich hierbei nur um eine Kann-Bestimmung handelt, ist der Gerichts-
vollzieher regelm!ßig verpflichtet, diesem Fragerecht nachzukommen.8

Die zur Auskunft befragten Personen sind jedoch ausdrÅcklich nicht verpflichtet,
die Fragen des Gerichtsvollziehers zu beantworten; der Gerichtsvollzieher hat ins-
bes. auf die Freiwilligkeit der Angaben hinzuweisen (§ 806a Abs. 2 S. 2 ZPO).

Bereits frÅher haben die Gerichtsvollzieher regelm!ßig den Schuldner nach dem
Arbeitgeber, dem Arbeitsamt bei bestehender Arbeitslosigkeit oder dem Rententr!-
ger bei Pensionierung des Schuldners befragt. Die EinfÅgung dieser Vorschrift soll-
te die Vielzahl der Antr!ge auf Abgabe der (damaligen) eidesstattlichen Versiche-
rung (jetzt VermÇgensauskunft) vermeiden helfen. Die Praxis zeigt, dass das
Fragerecht weder zu einer effektiveren Vollstreckung fÅr den Gl!ubiger noch zu ei-
ner Reduzierung der eidesstattlichen Versicherungen gefÅhrt hat. Nach der Reform
2013 dÅrfte diese Vorschrift so gut wie keine Bedeutung mehr haben.

2. Ermittlung des Aufenthaltsorts

Aufgrund der Reform zur Sachaufkl!rung in der Zwangsvollstreckung 2013 kann
der Gl!ubiger den Gerichtsvollzieher zur Informationsgewinnung mit erweiterten
Befugnissen einschalten.9 Allerdings ist dies nur mit einem Vollstreckungsauftrag
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7 AG Bad Iburg v. 30.8.1995 – 313 E, DGVZ 1995, 173.
8 Anders wohl: Musielak/Voit/Becker, ZPO, § 806a Rn 3, Ermessen des Gerichtsvollziehers.
9 Zu § 755 ZPO: BÅttner, Die Unzul!ssigkeit der isolierten Aufenthaltsermittlung nach § 755 ZPO,

DGVZ 2014, 188; Ehmann, Ermittlung von Schuldneranschriften – Unerwartete MÇglichkeiten bei
MeldebehÇrde und Gerichtsvollzieher, NJW 2013, 1862; Sturm, Die Ermittlung des Aufenthaltsorts
des Schuldners, § 755 ZPO n.F., JurBÅro 2012, 627; zu den Kosten: Puppe, Ermittlung des Aufent-
haltsorts des Schuldners gem!ß § 755 ZPO und die hiermit verbundene Kostenabrechnung durch
den Gerichtsvollzieher, DGVZ 2013, 73.
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mÇglich, der eine konkrete Vollstreckungsmaßnahme bezeichnet.10 Isolierte Auf-
enthaltsermittlungsauftr!ge sind unzul!ssig.11

FÅr die Adressermittlung durch den Gerichtsvollzieher ist von einer Zust!ndigkeit
aller Gerichtsvollzieher im Bundesgebiet auszugehen, wenn kein AnknÅpfungs-
punkt fÅr den Aufenthalt des Schuldners besteht.12

Ist der Wohnsitz oder gewÇhnliche Aufenthaltsort des Schuldners nicht bekannt,
darf der Gerichtsvollzieher aufgrund des Vollstreckungsauftrags und der #berga-
be der vollstreckbaren Ausfertigung zur Ermittlung des Aufenthaltsorts des Schuld-
ners bei der MeldebehÇrde die gegenw!rtigen Anschriften sowie Angaben zur
Haupt- und Nebenwohnung des Schuldners erheben, § 755 Abs. 1 S. 1 ZPO. Liegt
bei der MeldebehÇrde eine Auskunftssperre nach dem betroffenen Schuldner vor,
darf der Gerichtsvollzieher eine erteilte Meldeauskunft nicht an den Gl!ubiger wei-
tergeben.13 Er darf die ihm von der MeldebehÇrde mitgeteilte Anschrift des
Schuldners zur Erledigung der beauftragten Zwangsvollstreckungsmaßnahmen je-
doch solange und soweit verwenden, als dem die Auskunftssperre nicht entgegen-
steht und er die schutzwÅrdigen Interessen des Schuldners an der Geheimhaltung
seiner Anschrift durch geeignete Maßnahmen wahren kann.14

Der Gerichtsvollzieher darf nach § 755 Abs. 1 S. 2 ZPO auch beauftragt werden,
die gegenw!rtigen Anschriften, den Ort der Hauptniederlassung oder den Sitz des
Schuldners zu erheben
nn durch Einsicht in das Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts-, Unterneh-

mens- oder Vereinsregister oder
nn durch Einholung einer Auskunft bei den nach Landesrecht fÅr die DurchfÅhrung

der Aufgaben nach § 14 Abs. 1 GewO zust!ndigen BehÇrden (regelm!ßig die
Çrtlichen Ordnungs!mter).

Ist der Aufenthaltsort des Schuldners auf diese Weise nicht zu ermitteln, darf der
Gerichtsvollzieher nach § 755 Abs. 2 ZPO:
nn zun!chst beim Ausl!nderzentralregister die Angaben zur aktenfÅhrenden Aus-

l!nderbehÇrde sowie zum Zuzug oder Fortzug des Schuldners und anschließend
bei der gem!ß der Auskunft aus dem Ausl!nderzentralregister aktenfÅhrenden
Ausl!nderbehÇrde den Aufenthaltsort des Schuldners,
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10 BGH v. 4.7.2019 – I ZB 71/18, DGVZ 2019, 238; BGH v. 14.8.2014 – VII ZB 4/14; LG Heidelberg
v. 20.1.2014 – 2 T 89/13, DGVZ 2014, 93; AG Wuppertal v. 18.10.2019 – 43 M 3552/19, DGVZ
2020, 18; AG Wiesloch v. 28.11.2013 – 2 M 481/13, DGVZ 2014, 20; AG Leipzig v. 23.9.2013 –
435 M 9602/13, DGVZ 2013, 245; BÅttner, Die Unzul!ssigkeit der isolierten Aufenthaltsermittlung
nach § 755 ZPO, DGVZ 2014, 188.

11 BGH v. 21.6.2017 – VII ZB 5/14, Rpfleger 2017, 637 = NJW-RR 2017, 960.
12 LG Frankenthal v. 17.7.2013 – 1 T 110/13, DGVZ 2013, 186 = Rpfleger 2013, 631.
13 LG Bamberg v. 16.4.2015 – 3 T 61/15, DGVZ 2017, 18; AG Marbach v. 20.12.2013 – 3 M 1312/13,

DGVZ 2014, 70.
14 BGH v. 10.10.2018 – VII ZB 12/15, Rpfleger 2019, 213 = DGVZ 2019, 12.
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nn bei den Tr!gern der gesetzlichen Rentenversicherung die dort bekannte derzeiti-
ge Anschrift, den derzeitigen oder zukÅnftigen Aufenthaltsort des Schuldners
sowie

nn bei dem Kraftfahrt-Bundesamt die Halterdaten nach § 33 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 StVG

erheben.

Der Gerichtsvollzieher kann den Auftrag, die Ermittlung der Anschrift beim ge-
setzlichen Rententr!ger durchzufÅhren, nicht mit der BegrÅndung ablehnen, eine
vom Gl!ubiger eingereichte Einwohnermeldeamts-Auskunft sei nach Ablauf von
14 Tagen nicht mehr verwendbar.15 Beantragt der Gl!ubiger, eine Adressauskunft
bei der Deutschen Rentenversicherung einzuholen, ist eine vom Gl!ubiger vor-
gelegte Meldeauskunft eines Privatanbieters nicht ausreichend. Der Gerichtsvoll-
zieher kann ohne Weiteres auf Kosten des Gl!ubigers vorab eine Einwohnermelde-
amtsauskunft einholen.16

Ist der Schuldner UnionsbÅrger, darf der Gerichtsvollzieher die Daten aus dem
Ausl!nderzentralregister 1 nur erheben, wenn ihm tats!chliche Anhaltspunkte fÅr
die Vermutung der Feststellung des Nichtbestehens oder des Verlusts des FreizÅgig-
keitsrechts vorliegen. Eine #bermittlung der Daten an den Gerichtsvollzieher ist
ausgeschlossen, wenn der Schuldner UnionsbÅrger ist, fÅr den eine Feststellung des
Nichtbestehens oder des Verlusts des FreizÅgigkeitsrechts nicht vorliegt.

Die auf diese Weise erhobenen Daten, die innerhalb der letzten drei Monate bei
dem Gerichtsvollzieher eingegangen sind, darf dieser auch in einem Zwangsvoll-
streckungsverfahren eines weiteren Gl!ubigers gegen denselben Schuldner nutzen,
wenn die Voraussetzungen fÅr die Datenerhebung auch bei diesem Gl!ubiger vor-
liegen, § 755 Abs. 3 ZPO.

Bei all diesen erweiterten AuskunftsmÇglichkeiten darf nicht vergessen werden,
dass der Gerichtsvollzieher selbst auch eine origin!re Ermittlungspflicht kraft sei-
nes Amtes hat. Bei einem Mehrfamilienhaus zum Beispiel trifft den Gerichtsvoll-
zieher die Pflicht zur Erkundung, ob der unter der Anschrift offiziell gemeldete
Schuldner in dem Haus tats!chlich wohnhaft ist. Der Gerichtsvollzieher hat ins-
besondere durch Befragung des Vermieters oder Hauswirts zu ermitteln, ob der
Schuldner verzogen ist oder das Mietverh!ltnis andauert; gegebenenfalls sind
Nachbarn zu befragen.17 Zwar kann von einem Gerichtsvollzieher angesichts des
erheblichen Arbeitsaufwands nicht verlangt werden, detektivisch t!tig zu werden;
offenkundigen Anhaltspunkten und mÅhelos feststellbaren %ußerlichkeiten ist je-
doch nachzugehen. Aufgrund der EinfÅhrung von § 755 ZPO besteht seit dem
1.1.2013 eine erweiterte Verpflichtung zur Aufenthaltsermittlung. Zwar formuliert
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15 AG Offenbach v. 15.7.2013 – 61 M 3427/13, DGVZ 2013, 188.
16 AG Strausberg v. 23.12.2014 – 11 M 5085/14, BeckRS 2015, 4034; AG Berlin-SchÇneberg v.

27.10.2014 – 32 M 8128/14, DGVZ 2015, 43 = JurBÅro 2015, 163.
17 AG Wuppertal v. 27.7.2018 – 43 M 1278/18, JurBÅro 2018, 663.
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§ 755 ZPO Rechte des Gerichtsvollziehers („darf“); hiermit korrespondieren jedoch
entsprechende Pflichten im Sinne einer pflichtgem!ßen ErmessenausÅbung. Wenn
der Gerichtsvollzieher nunmehr erm!chtigt bzw. verpflichtet sein kann, die aktuelle
Schuldneranschrift Åber bestimmte BehÇrden ermitteln zu lassen, so ist er erst recht
berechtigt bzw. verpflichtet, die offiziell gÅltige Meldeadresse selbst zu ÅberprÅfen;
GrÅnde des Datenschutzes stehen dem nicht entgegen. Andernfalls bestÅnde das
Risiko, dass sich jeder Schuldner denkbar einfach der Zwangsvollstreckung entzie-
hen kÇnnte: Er mÅsste lediglich seinen Namen von Klingelschild und Briefkasten
entfernen oder durch einen alias Namen (MÅller, Meyer, Schulze) ersetzen. Im Ge-
gensatz zum Gerichtsvollzieher verfÅgt der Gl!ubiger Åber keine staatliche Auto-
rit!t; Dritte sind dem Gl!ubiger nicht auskunftspflichtig. Daher kann es nicht Auf-
gabe des – oftmals ausw!rtigen – Gl!ubigers sein, die Meldeanschrift zu
ÅberprÅfen. Außerdem ist dem Gerichtsvollzieher die Person des jeweiligen Haus-
eigentÅmers/Vermieters oftmals bekannt.18

Kostenhinweise

FÅr den Gerichtsvollzieher entstehen GebÅhren nach GvKostG KV19

440 Erhebung von Daten bei einer der in § 755 Abs. 2, § 802l Abs. 1
ZPO genannten Stellen 13,00 EUR

Die GebÅhr entsteht nicht, wenn die Auskunft nach § 882c Abs. 3
S. 2 ZPO eingeholt wird.

441 Erhebung von Daten bei einer der in § 755 Abs. 1 ZPO genannten
Stellen 5,00 EUR

Die GebÅhr entsteht nicht, wenn die Auskunft nach § 882c Abs. 3
S. 2 ZPO eingeholt wird.

708 An deutsche BehÇrden fÅr die ErfÅllung von deren eigenen Auf-
gaben zu zahlende GebÅhren sowie diejenigen Auslagen, die die-
sen BehÇrden, Çffentlichen Einrichtungen oder deren Bediens-
teten als Ersatz fÅr Auslagen der in den Nummern 700 und 701
bezeichneten Art zustehen

in voller
HÇhe
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18 LG Berlin v. 9.7.2015 – 51 T 438/15, BeckRS 2016, 15309; LG Verden v. 31.5.2016 – 6 T 2/16,
NJW-RR 2016, 1209; AG Bremen v. 11.6.2014 – 243 M 430663/14, BeckRS 2014, 11980.

19 Hierzu Puppe, Ermittlung des Aufenthaltsorts des Schuldners gem!ß § 755 ZPO und die hiermit
verbundene Kostenabrechnung durch den Gerichtsvollzieher, DGVZ 2013, 73; Seip, Zur Kosten-
erhebung nach Anschriftenermittlung gem!ß § 755 ZPO, DGVZ 2013, 74.
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C. Der Gerichtsvollzieher als selbstst!ndiges
Vollstreckungsorgan

I. Aufgaben

Die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in kÇrperliche Sachen (Mobili-
arzwangsvollstreckung) erfolgt durch Pf!ndung und Verwertung der gepf!ndeten
Sachen durch den Gerichtsvollzieher. Dies ist aber nicht alleine die Aufgabe des
Gerichtsvollziehers. Er ist u.a. zust!ndig fÅr
nn die Mobiliarvollstreckung, §§ 803 ff. ZPO,
nn die Herausgabevollstreckung in bewegliche Sachen, §§ 846 ff., 883 ZPO,
nn die Herausgabevollstreckung in unbewegliche Sachen, §§ 885 ff. ZPO,
nn die Abnahme der VermÇgensauskunft, §§ 802c ff. ZPO,
nn die Abnahme der eidesstattlichen Versicherung, § 836 Abs. 3 ZPO,
nn die Zustellung von behÇrdlichen oder privaten SchriftstÅcken, §§ 191, 192 ff.

ZPO.

Eine vollst!ndige T!tigkeitsauflistung ergibt sich aus § 30 GVGA. Aus den Haupt-
aufgaben des Gerichtsvollziehers ergeben sich zahlreiche Nebenpflichten, z.B.
sachgem!ßer Abtransport und Lagerung von R!umungsgut, § 885 ZPO. Der Ge-
richtsvollzieher ist hierbei selbstst!ndiges Organ der Rechtspflege (§ 154 GVG).20

Mit der Reform der Sachaufkl!rung in der Zwangsvollstreckung 2013 wurden die
Regelbefugnisse des Gerichtsvollziehers bei der Vollstreckung wegen einer Geld-
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20 Vgl. hierzu: Fischer, Zwangsvollstreckung, Gerichtsvollzieher und Reformen – Pl!doyer fÅr ein
zeitgem!ßes Berufsrecht des Gerichtsvollziehers, DGVZ 2014, 229; Weigelt, Das Gesetz zur Re-
form der Sachaufkl!rung in der Zwangsvollstreckung, ZAP Fach 14, 649; Glenk, Unverzichtbares
Allerlei – Amt und Haftung des Gerichtsvollziehers, NJW 2014, 2315; Dierck/Griedl, Das neue
Vollstreckungsmanagement, NJW 2013, 3201; Vollkommer, Die Reform der Sachaufkl!rung in der
Zwangsvollstreckung, NJW 2012, 3681; Gaul, Die erneute Gesetzesvorlage zur Reform des Ge-
richtsvollzieherwesens, ZZP Bd. 124, 271; Bruns, Vom Forderungseinzug zum Forderungsmanage-
ment – Neue Aufgaben fÅr den Gerichtsvollzieher?, DGVZ 2010, 24; Hess, Rechtspolitische Per-
spektiven der Zwangsvollstreckung, DGVZ 2010, 7; Seip, Die Entwicklung der Gesch!ftsbelastung
der Gerichtsvollzieher von 1993 bis 2007, DGVZ 2009, 31; Blaskowitz, Die Privatisierung des Ge-
richtsvollzieherwesens – Reform ohne Alternative?, DGVZ 2007, 97; Seip, Reformbestrebungen im
Gerichtsvollzieherwesen, ZVI 2006, 329; frÅher bereits: DÅtz, Freiheit und Bindung des Gerichts-
vollziehers, DGVZ 1975, 49, 65, 81; Stoltenberg, Der Gerichtsvollzieher. Vollstreckungsorgan
zwischen Selbstst!ndigkeit und Weisungsgebundenheit, DGVZ 1987, 97; Schilken, Der Gerichts-
vollzieher als Vermittler zwischen Gl!ubiger und Schuldner bei der Realisierung titulierter Geldfor-
derungen, DGVZ 1989, 161 und DGVZ 1998, 129; Schilken, Der Gerichtsvollzieher auf dem Weg
in das 21. Jahrhundert, DGVZ 1995, 133; Uhlenbruck, Das Bild des Gerichtsvollziehers, DGVZ
1993, 97; Polzius, Gerichtsvollzieher. Grundsatzfragen, DGVZ 1993, 103; Vallender, Neue Auf-
gaben im kÅnftigen Insolvenzverfahren, DGVZ 1997, 53; Seip, Der Versuch einer %nderung des
Gerichtsvollziehersystems, DGVZ 1997, 103; Hartenbach, Der Status des Gerichtsvollziehers im
n!chsten Jahrtausend, DGVZ 1999, 149; Harnacke, Neue Aufgaben fÅr Gerichtsvollzieherinnen
und Gerichtsvollzieher, DGVZ 2002, 65; KÇhler, Der Gerichtsvollzieher. Ein organisationsrecht-
liches Stiefkind des Gesetzgebers! Immer noch?, DGVZ 2002, 85.
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forderung in § 802a Abs. 2 ZPO festgehalten. Aufgrund eines entsprechenden Voll-
streckungsauftrags und der #bergabe der vollstreckbaren Ausfertigung ist der Ge-
richtsvollzieher unbeschadet weiterer Zust!ndigkeiten befugt,

nn eine gÅtliche Erledigung der Sache (§ 802b ZPO) zu versuchen,

nn eine VermÇgensauskunft des Schuldners (§ 802c ZPO) einzuholen,

nn AuskÅnfte Dritter Åber das VermÇgen des Schuldners (§ 802l ZPO) einzuholen,

nn die Pf!ndung und Verwertung kÇrperlicher Sachen zu betreiben,

nn eine Vorpf!ndung (§ 845 ZPO) durchzufÅhren; hierfÅr bedarf es nicht der vor-
herigen Erteilung einer vollstreckbaren Ausfertigung und der Zustellung des
Schuldtitels.

Bei all diesen Maßnahmen wirkt der Gerichtsvollzieher auf eine zÅgige, vollst!ndi-
ge und Kosten sparende Beitreibung von Geldforderungen hin, § 802a Abs. 1 ZPO.
Der Grundsatz effizienter Vollstreckung, der insbesondere fÅr die Zwangsvollstre-
ckung wegen Geldforderungen gilt, war bislang in der ZPO nicht ausdrÅcklich nie-
dergelegt. Richtschnur der Vorgehensweise des Gerichtsvollziehers ist die mÇg-
lichst zeitnahe und vollst!ndige Befriedigung des Gl!ubigers, bei der jeder
ÅberflÅssige Aufwand vermieden werden soll. Aus dem geltenden Recht nimmt die
Vorschrift den Gedanken der zÅgigen Erledigung auf (vgl. derzeit § 806b S. 1 ZPO).
Die Regelung versteht sich als programmatische Leitlinie und zugleich als Maß-
stab fÅr die Rechtsanwendung des Gerichtsvollziehers im Einzelfall. Konkrete
Rechtsfolgen sind aus ihr allein jedoch nicht abzuleiten.21 Bei großzÅgiger Anwen-
dung kÇnnten sich hieraus Amtspflichten des Gerichtsvollziehers ableiten.

Der Gerichtsvollzieher wird auf Antrag des Gl!ubigers t!tig (§ 753 Abs. 1 ZPO).
Auch wenn im Gesetz der Begriff „im Auftrag“ verwandt wird, bedeutet dies stets
„auf Antrag“, da der Gerichtsvollzieher in keinem Auftragsverh!ltnis zum Gl!ubi-
ger steht, sondern grunds!tzlich hoheitlich t!tig wird.22 Da der Gerichtsvollzieher
nicht „namens und im Auftrag“ des Gl!ubigers t!tig wird, kann er auch fÅr diesen
keine rechtsgesch!ftlichen Erkl!rungen abgeben. Der Gerichtsvollzieher muss da-
her z.B. bei der Vollstreckung jede Zahlung des Schuldners annehmen, aber er
kann nicht selbstst!ndig mit dem Schuldner fÅr den Gl!ubiger eine Ratenzahlungs-
vereinbarung treffen.23 Auch die gÅtliche Erledigung bzw. der Vollstreckungsauf-
schub bei Zahlungsvereinbarung nach § 802b ZPO macht dies deutlich, da das Ein-
verst!ndnis des Gl!ubigers zwingend vorgesehen ist (§ 802b Abs. 2 S. 1 ZPO).
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21 BT-Drucks 16/10069.
22 BGH v. 18.1.1985 – V ZR 233/83, NJW 1985, 1714; ZÇller/Seibel, ZPO, § 753 Rn 4; Gaul/Schil-

ken/Becker-Eberhard, Zwangsvollstreckungsrecht, § 25 Rn 8 ff., 45 ff.; Musielak/Voit/Lackmann,
ZPO, § 753 Rn 2.

23 Gaul/Schilken/Becker-Eberhard, Zwangsvollstreckungsrecht, § 25 Rn 66; Musielak/Voit/Lack-
mann, ZPO, § 754 Rn 3; anders wohl Wieser, Rateninkasso des Gerichtsvollziehers, DGVZ 1991,
129.

3311

3322


